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Beklagte und Revisionsboklagte„

Der 110 Senat des Bundessozialgerichts hat ohne münd—
liche Verhandlung am 12° Dezember 1969 durch

Bundesrichterin Dr° S c h w a r z
— Vorsitzende —‚

Bundesrichter H e y e r und

Bundesrichter Dr() B u s s ,
Bundessozialrichter S c h l e g e l und

Bundessozialrichter H o e s c h ' >.

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers werden die Bescheide der
Beklagten vom 240 Februar und 240 Oktober 1966, das
Urteil des Sozialgerichts Nürnberg vom 27„ März 1968
und das Urteil des Bayerischen Landessozialgerichts
vom 10 April 1969 aufgehoben°

Die Beklagte wird verurteilt, den Antrag auf Gewährung
von Ersatzgeld neu zu bescheiden°

Die Beklagte hat die außergerichtlichen Kosten des
Klägers im Rechtsstreit zu einem Drittel zu erstatten„
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G r ü n d e___—___--.o— -..—

Der Kläger, Landwirt von Beruf, begehrt von der Beklagten die
Gewährung von Ersatzgeld nach 5 7 Abs. 3 des Gesetzes über

eine Altershilfe für Landwirte in der Fassung vom 14. Septem—

ber 1965 (GAL 1965) für die Zeit vom 9. August 1965 bis
28. März 1966. In dieser Zeit wurde er auf Veranlassung des

Staatlichen Gesundheitsamtés und auf Kosten der Sozialhilfe—

verwaltung wegen offener Lungentuberkulose in einem Sana-

torium behandelt. '

Während der Behandlung beantragte der Kläger am 12. Dezember

1965 bei der Beklagten die Gewährung von Maßnahmen zur Er—

haltung, Besserung und Wiederherstellung der Erwerbsfähigkeit.

Diesen Antrag wies die Beklagte am 24. Februar 1966 mit der

Begründung ab, Ersatzleistungen (Ersatzgeld) könnten nur
gewährt. werden, wenn die Behandlung auf ihre Veranlassung

erfolge. Der Widerspruch des Klägers, mit dem
er die Betei—

ligung der Beklagten an den Behandlungskosten und die Zah—

lung von Ersatzgeld begehrte, blieb ohne Erfolg (Uiderspruchsw

bescheid vom 24. Oktober 1966). Mit der Klage erstrebt der
Kläger nur noch die Zahlung von Ersatzgeld° Er unterlag so—

wohl beim Sozialgericht (SG) als auch beim Landessozialge—

richt (LSG). Dieses hielt die Versagung des Ersatzgeldes,

weildie Ersatzleistungen nach 5 7 Abs. 3 GAL 1965 Ausfluß
der Kannvorschrift des 5 6 Abs. 1 seien, nur im Rahmen des

5 54 Abs. 2 Satz 2 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) für nach«

prüfbar° Es verneinte einen Ermessensfehler der Beklagten.

Wenn ein anderer Leistungsträger Heilmaßnahmen gewähre, ent—
stehe daraus für die Beklagte keine Verpflichtung zu Ersatz—

leistungen nach S 7 Abs. 5 GAL. Diese seien vielmehr von den

medizinischen Rehabilitationsmaßnahmen nach 5 6 Abs. l GAL

unmittelbar abhängig. Die Sozialhilfeverwaltung habe dem Klä—

ger nach 5 48 des Bundessozialhilfegesetzes (BSHG) Tuber—

_5_
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kulosehilfe gewähren müssen; diese Hilfe gehe nach % 48

Abs° 5 Satz 2 BSHG den Ermessensleistungén der Beklagten

vor.

Mit der zugelassenen Revision beantragt der Kläger,

die Urteile der Vorinstanzen sowie die Bescheide

der Beklagten aufzuheben und diese zur Gewährung

von Ersatzgeld für die Dauer der stationären Heil—

behandlung zu verurteilen.

Er rügt eine Verletzung des 5 7 Abs. } GAL. Die Vorschrift
gebe einen Rechtsanspruch auf die Ersatzleistungen; diese

seien nicht von der Gewährung der stationären Heilbehand—

lung durch die Beklagte abhängig.
‘»

Die Beklagte beantragt, die Revision zurückzuweisen.

Die Beteiligten haben sich mit einem Urteil ohne mündliche

Verhandlung einverstanden erklärt.

II

Auf die zulässige Revision des Klägers hatte der Senat
zunächst zu prüfen, ob die Berufung des Klägers gegen das

Urteil des SG überhaupt statthaft gewesen ist° Die Vorin—
stanzen haben das bejaht, das SG, weil "Streitgegenstand ‚„,
die Ermessensfehlerhaftigkeit der angefochtenen Bescheide"

sei, das ISG, weil ”ein Anspruch auf Gewährung von Ersatz—

geld für eine länger als 5 Monate dauernde Heilbehandlung

geltend gemacht" werde° Beide Ausführungen beziehen sich

auf 5.1u4 Abs° 1 SGG; danach ist die Berufung bei Ansprüchen

auf einmalige Leistungen und Ansprüchenäuf wiederkehrende

Leistungen für einen Zeitraum bis zu
lö‘Wochen (5 Monaten)

ausgeschlossen, Dabei ist es allerdings{unerheblih, ob

materiell—rechtlich ein Rechtsanspruch auf das Ersatzgeld
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besteht; @ 144 Abs. 1 SGG stellt vielmehr auf den prozeß—
rechtlichen Anspruch ab (BSG 4, 206, 208; 18, 266). Der er—

.hobene prozeßrcchtliche Anspruch richtet sich hier jedoch

auf wiederkehrende Leistungen für mehr als 5 Monate. Er

zielt nicht auf eine einmalige Leistung ab, obgleich die Be—

klagte in 5 18 Abs. 2 (und ferner in 5 55 Abs. 2) ihrer gemäß
5 7 Abs. 4 GAL 1965 am 24. Februar 1966 erlassenen Richt—

linien bestimmt hat, daß das Ersatzgeld "nachträglich ge—
zahlt" wird (d.h. nach Abschluß der Heilbehandlung in einer

Summe). Denn nach 5 7 Abs. 5 GAL 1965 "gewährt" die Alters—
kasse die Ersatzleistungen "während der stationären heilbe—

handlung" durch Gestellung einer Ersatzkraft oder durch Ge—

währung eines Ersatzgeldes "in Höhe von täglich 20.—— DM";

nach dieser gesetzlichen Regelung kann sich demnach die

Leistung von Ersatzgeld nicht "in einer einzigen Gewährung

erschöpfen" (BSG 2, 155, 136). Das LSG hat deshalb zu Recht

einen Ausschluß der Berufung nach 5 144 Abs. 1 SGG verneint.

Die Berufung war aber auch nicht nach 5 145 Nr. 2 SGG i.V.m.
@ 30 Satz 2 GAL 1965 ausgeschlossen; danach ist die Berufung

unzulässig, soweit sie Rente für abgelaufene Zeiträume be—

trifft. Hier betraf zwar die Berufung eine Geldleistung für

einen Zeitraum, der bei ihrer Einlegung schon abgelaufen

war; das Ersatzgeld ist jedoch weder eine Rente noch eine

rentenähnliche Leistung, die im Rahmen des 5 145 Nr. 2 SGG

einer Rente gleichbehandelt werden könnte (SozR Nr. 11 zu
5 146 SGG; BSG 26, 75, 74; 27, 188, 189); es hat nicht den
Charakter eines Lohnersatzes wie die Rente, sondern soll dem

landwirtschaftlichen Unternehmer — in erster Linie — die

Einstellung einer Ersatzkraft während seiner Abwesenheit

vom Hof ermöglichen.

Der Senat hat an die R6Vision hin die bisher ergangenen
Entscheidungen aufgehoben.

Der Senat konnte allerdings dem Kläger nicht darin zustimmen,
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daß er nach 5 7 Abs. 5 GAL 1965 einen Redhtsan5pruch auf

Ersatzgeld habe. Diese Auffassung entspricht nicht dem

Gesetz° ‘

Das GAL 1965 regelt die Gewährung von Rehabilitationsmaß—

nahmen in den 55 6 — 8. 5 6 Abso 1 enthält die Grundregel.

Die Gewährung von Rehabilitationsmaßnahmen steht danach

grundsätzlich im Ermessen an■lterskasse; sie kann sie

gewähren, wenn die Erwerbsfähigkeit eines nach dem GAL

Beitragrpfliehtigen infolge von Krankheit oder anderen

Gebrechen oder Schwäche seiner körperlichen oder geistigen

Kräfte gefährdet oder gemindert ist und durch die Maß—
nahmen voraussichtlich erhalten, wesentlich gebessert oder

riederhergestellt werden kann. % 7 bestimmt das Nähere

über die in Betracht kommenden Maßnahmen. Gemäß 5 7 Abs. 1

erstrecken sie sich auf stationäre Heilbehendlung und die
Gewährung von Ersatzleistungen. Abs° 2 béfaßt sich mit der

stationären Heilbehandlung und Abs. 5 mit den Ersatzlei—

stungen„ Er bestimmt in Satz 1, daß die jlterskasse
"während

wirtschaftlichender stationären Heilbehandlung eines lan
Unternehmers" Ersatzleistungen in der Re el bis zur Dauer

von höchstens 3 Monaten ”gewährt", und i Satz 2, daß Er—
satzleistungcn die Gestellung einer Ersa zkraft "oder" die

Gewährung eines Ersatzgeldes sind°
{

Aus dieser gesetzlichen Regelung folgt zunächst, daß der

Kläger nach 5 7 Abs" 5 GAL1965 in keinen Falle einen _Be_ghiß_s—
gpgprggh auf £;ggngelg haben kann. Er könnte allenfalls

einen Rechtsanspruch auf F?EEÄÄÄPÄPPPPBEEhaben° Im Gegen—

satz zur Gewährung stationärer Heilbehenälung steht die

Gewährung von Ersatzleistungen — ähnlich wie beim Uber—
gangsgeld in der gesetzlichen Rentenversicherung, vgl. @@

1237 Ab:—3°4 a, 1241 EVO — nicht im Ermessen der Beklagten;

venn stationäre Heilbehandlung gewährt wird, muß sie auch

Ersatzleistungen gewähren. Welche Art von Ersatzleistungen

sie gewährt, ist jedoch ihrem Ermessen überlassen; sie hat
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nach pflichtgemäßem Ermessen zu befinden, ob sie den Anspruch

auf Ersatzleistungen — wie bei einer Wahlschuld (Noell/Rüller,

Die Altershilfe für Landwirte, 6. Auflage S° 112) — durch

Gestellung einer Ersatzkraft oder durch Gewährung von Er—

satzgeld‘eiu‘füllt°

Im weiteren folgt aus der gesetzlichen Regelung, daß der
Kläger nach 5 ? Abs° 5 GAL 1965 aber auch keinen Rechtsan—
spruch auf Ersatzleistungen hat" Die Beklagte hat die Ge«
währung von.Ersatzleistungen auf Grund des 5 ? Abs° 5 GAL

1965 zu Recht abgelehnt, weil die stationäre Heilbehandlung
des Klägers von August 1965 bis März 1966 keine stationäre

Heilbehandlung im Sinne dieser Vorschrift gewesen ist°

Stationäre Heilbehandlung im Sinne des 5 ? Abs° 5 GAL 1965
ist nur eine stationäre Heilbehandlung,<ie die Alterskasse

selbst nach 5 6 Abs. 1, 7 Abs. 1 und 2 GAL 1965 gewährt.

Das ergibt schon die Fassung des 5 7 Abs. 5 (“während der

stationären Heilbehandlung"), dafür spricht aber auch der

Zusammenhang der 55 6 und 7 und außerdem die Überlegung, daß
die Beklagte nicht zu Ersatzleistungen bei einer stationären
Heilbehandlung verpflichtet sein kann, die nicht den spe—
zifischen Rehabilitationszwecken des 5 6 Abs° l GAL 1965

dient. Die Alterskasse muß vielmehr in jedem Falle prüfen

können, ob die Voraussetzungen des S'6 Abs° l gegeben sind;

diese Feststellung darf ihr ebens0wenig aus der Hand ge—

nommenxrrden wie die Ermessensentscheidung, ob sie daraufhin

stationäre Heilbehändlung gewähren Will; sie muß ferner in

der Lage sein, die Einzelheiten der stationären Heilbehand—

lung (Art, Ort, Zeit und Ausmaß) zu regeln, d.,h° auch inso—

weit das nach 5 6 Abs. 1 GAL 1965 Erforderliche zu bestimmen°

Alle diese Erwägungen sprechen dafür, eine Verpflichtung der

Alterskasse zu Ersatzleistungen nach 5 ? Abs° 5 GAL 1965

zu verneinen, wenn sie die stationäre Heilbehandlung nicht

selbst gewährt°
\

Es besteht daher eine Akzessorietät zwischen der Gewährung
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stationärer Heilbehandlung durch die Alterskasse und

den Ersatzleistungen als deren Fblgeleistung° Diese

Akzessorietätwird nicht berührt durchdie Pflicht der
A1terskasse'(s 8 Abs. 2 GAL1965 i.V.m; @1244 RVG},
mit anderen Leistungsträgern, darunter den Trägern der

Sozialhilfe zusammensuarb@iten. Die Verpflichtung zur

Zusammenarbeit hat nicht zur Folge, daß ein Leistungs—
träger Leistungen, die das Gesetz nur als Neben— oder

Folgeleistungen eigener Rehabilitationämaßnahmen vor—

neht (Z„B° Fahrtkosten, Taschengeld bei stationärer Heil—
behandlung, in der gesetzlichen Rentenüersicherung ferner

das Übergangsgeld bei stationärer Heilbehandlung, vgl° BSG

20, 226, 5 1241 Abs. 1 EVO), auch dannigewähren müßte, wenn
ein anderer Leistungsträger die Grundléistung erbringt (vgl.

Ströbel, Die Zusammenarbeit von Rententersicherungsträgern

und landwirtschaftlichen Alterskassén bei der Rehabilitation,

Deutsche Rentenversicherung 1969, 304, 507). Ebensowenig
steht der hier vertretenen Auffassung die Vorschrift des
5 6 Abs° 5 GAL 1965 entgegen, wonach Verpflichtung und Zu—
ständigkeit anderer Stellen

zu Maßnahmen gleicher Art un—
berührt bleiben; aueh diese Vorschrift verpflichet die Be—

klagte nicht, eine von anderen Stellen gewährte Heilbehand—

lung (die möglicherweise anderen Zwecken als dem besonderen

Rehabilitationszweck des ä'6 Abs‚ 1 dient) wie eine selbst
gewährte Heilbehandlung zu behandeln. ‘

Im vorliegenden Fall ist die stationäre Heilbehandlung nicht

von der Beklagten gewährt werden° Der Senat kann offenlassen,
ob er befugt und verpflichtet ist, im Rahmen der erhobenen

Klage die NiChtgewährung stationärer Heilbehandlung durch
die Beklagte auf ihre Rechtmäßigkeit nachzuprüfen° Die
Beklagte hat jedenfalls nicht rechtswidrig gehandelt, wenn
sie dem Kläger die stationäre Heilbehandlung von August
l965 bis März 1966 nicht selbst gewährt hat, Die Gewährung
stationärer Heilbehandlung steht in ihrem Ermessen° Sie
darf sie ablehnen, wenn schon ein anderer Leistungsträger

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 8 _

die Heilbehandlung gewährt° Das gilt auch bei stationärer

Tuberkulosehilfe durch den Sozialhilfeträger, weil @48

Abs' 2 Satz 2 BSHG die Anwendung des 5 2 Abs° 2 Satz 2 BSHG
ausdrücklich ausschließt° Dahinstehen kann auch, ob die Be—
klagte befugt wäre, Maßnahmen eines anderen Leistungsträ—

gers, hier der Sozialhilfeverwaltung, mit der Folge zu
übernehmen, daß sie ihr daraufhin als eigene zuzurechnen

wären (zur Übernahme von Leistungen aus Rehabilitations—

gründen vgl. 5 1259 RVG)° Die Beklagte hat weder von der
Sozialhilfeverwaltung die Gewährung der stationären Heilbe—

handlung übernommen noch war sie dazu verpflichtet"

Gleichwohl hat der Senat die Bescheide der Beklagten als

rechtswidrig aufheben müssen, weil die Beklagte ihre

Leistungsmöglichkeiten auf Grund des 5 9 Abso l GAL 1965

nicht berücksichtigt hat° Das haben auch die Vorinstanzen

übersehen° Nach 5 9 Satz 1 können die Alterskassen ”veitere
Mittel aufwenden, um u.a° Einzelmaßnahmen im Interesse der

beitragspflichtigen landuirtschaftliehen Unternehmer durch—

zuführen"° Die möglichen Einzelmaßnahmen ergeben sich aus
1den Richtlinien, die die Beklagte gemäß 5 9 Abs„ 1 Satz 5

GAL 1965 erlassen hat; sie bilden den zweiten Teil der

schon erwähnten Richtlinien vom 24„ Februar 1966() Der See

hat kann offenlassen, ob diese — von der Vertreterversamm—

lung der Beklagten aufgrund ausdrücklicher gesetzlicher
‘Ermächtigung "zur Durchführung" des Gesetzes erlassenen -

“y Richtlinien Rechtssätze sind, was der 4° Senat bei etwa

vergleichbaren "Grundsätzen" einer Landesversicherungsan—

stalt über zusätzliche Leistungen aufgrund des @ 1307

Abs° 1 RVGverneint hat (SozR Nr° 1 zu 5 1507 EVO)° Auch!
wenn sie keine Rechtssätze sind, muß die Beklagte sie‚ so»
lange sie bestehen, jedenfalls deshalb anwenden, weil sie

die Richtlinien im Sinne einer ständigen Verwaltungspraxis

handhaben will; sie würde deshalb den Gleichheitssatz (Art„
5 Abs' 1 GG) verletzen, wenn sie in einem Einzelfall diese

Richtlinien nicht anwendet oder ohne triftigen Grund von
ihnen abweicht (SozR aaO)°
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Nach € 22 der Richtlinien erstrecken sich die Einzelmaß—

nahmenim Interesse der be■nagébflichtigen landwirtschaft—
lichen Unternehmer auf a) die Gewährung ergänzender Heil—
behandlungsmaßnahmen und b) die Gestelhung von Ersatzkräften
oder Zahlung von Ersatzgeld° Das Nähere über die auf 5 9

Abs° l GAL 1965 beruhenden Ersatzleistungen regeln die 55 50

bis 35 der Richtlinien° Nach 5 30 Abs° 1 Satz 1 "kann" die

Altersk sse "während der Dauer einer auf Krankheit beruhenden
stationären Heilbehandlung eines beitragspflichtigcn land—
wirtschaftlichen Unternehmers" eine Ersatzkraft stellen,

Ersatzgeld “kann" nach 5 55 Abso 1 Satz 1 "während der
stationären Heilbehandlung eines landwirtschaftlichcn Unter—

nehmers nur gezahlt werden, wenn eine Ersatzkraft nicht ge—

stellt wird"„ Der Inhalt der Richtlinien i‚V°m° @9 Abso l
GAL 1965 ergibt, daß sich diese Ersatzleistungen in zwei—

facher Hinsicht von den Ersatzleistungen aufgrund des % ?
Abs° 5 GAL 1965 unterscheiden: die Beklagte ist zum einen

zur Gewährung von Ersatzloistungen gemäß den 55 30 ff ihrer

Richtlinien in keinem Falle verpflichtet, sie entscheidet
darüber ausschließlich nach ihrem Ermessen; zum zweiten sind

diese Ersatzleistungen nicht davon abhängig, daß die sta—

tionäre Heilbehandlung (von der in 55 30, 55 der Richtlinien

die Rede“ist) von der Alterskasse gewährt wird (vgl„ Ströbel

aaO S„ 308\" Die Beklagte kann hier deshalb dem Umstand

Rechnung tragen, daß auch eine ohne ihre Mitwirkung durch-

geführte Heilbehandlung die Erwerbsfähigkeit eines land-

wirtschaftlichen Unternehmers günstig beeinflussen und in

diesen Fällen ebenfalls ein Bedürfnis nach Ersatzleistungen

(Ersatzkraft, Ersatzgeld) bestehen kann°

Im vorliegenden Fall ist jedoch weder aus den Bescheiden

der Beklagten noch aus ihrer Einlassung im Rechtsstreit zu
erkennen, daß sie eine Zahlung von Era$zgeld an den Kläger

auf Grund des 5 9 Abs„ 1 GAL1965 i°V„m„ %55 ihrer Richt—
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linien überhaupt erwogen hat. Ihre Bescheide sind

aus diesem Grunde ermessensfehlerhaft. Dieser Fehler

zwingt zu ihrer Aufhebung. Der Senat kann nicht

feststellen, daß die Beklagte bei sachgemäßer Aus—

übung ihres Ermessens die Zahlung von Ersatzgeld

an den Kläger auf Grund des % 9 Abs. 1 GAL 1965

in jedem Falle hätte ablehnen oder umgekehrt hätte

vornehmen mä;gen. Bei der Entscheidung hierüber

können vielfältige Erwägungen von Bedeutung sein°

Dabei wird die Beklagte möglicherweise zum Nach-

teil des Klägers berücksichtigen dürfen, daß er
die Heilbehandlung am 28. März 1966 eigenmäehtig‘
abgebrochen hat, sofern seine Rehabilitation da—

durch vereitelt werden wäre. Die Beklagte wird

andererseits nicht geltend machen können, daß sie

jetzt nach Abschluß der stationären Heilbehandlung

zwischen der Gestellung einer Ersatzkraft und der

Zahlung von Ersatzgeld nicht mehr Wählen kann;

darunter darf der Kläger nicht leiden, weil er

es nicht zu vertreten hat, daß die Gestellung

einer Ersatzkraft heute nicht mehr möglich ist
(vgl. 5 265 Abs. 1 BGB); er hat seinen Antrag

auf Rehabilitationsmaßnahmen noch während der

stationären Heilbehandlung gestellt; außerdem ist

zu bedenken, daß zu Beginn der Heilbehandlung

das Dritte Gesetz zur Änderung und Ergänzung des

GAL vom 15. August 1965, das erstmalig den Al—

terskasscn die Möglichkéit zu Rehabilitations—
maßnahmen und zusätzlichen Maßnahmen gab, noch

nicht verkündet war.

Die Beklagte hat sonach den Antrag des Klägers

auf Gewährung von Ersatzgeld neu zu bescheiden.
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Der Senat hielt es für angemessen, nach 5195 SGG der Beklagten

1/5 der außergerichtlichen Kosten des Klägers aufzuerlegen°
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